
Bürgermeister Willkür vorgeworfen 
Gottenheimer Grundstückseigner fühlen sich benachteiligt, weil die Gemeinde Teil der Gewinne für Infrastruktur abschöpft 

GOTTENHEIM (ms). Die künftigen 
Grundsätze über den Umgang mit Bau- 
land waren das Thema der jüngsten 
Gottenheimer Gemeinderatssitzung, 
doch die meiste Zeit wurde dabei nur 
Über das seit langem als neues Bauge-
biet vorgesehene Areal Steinacker/ 
Berg diskutiert. Anschließend mach- 
ten viele Grundstückseigentümer ih- 
rem Unmut über den so genannten Flä-
chenabzug Luft. 

„Ihr sucht euch immer raus, was euch 
gerade passt" kommentierte ein aufge- 
brachter Bürger die Argumente von Bür- 
germeister Alfred Schwenninger, war- 
um die Gemeinde bei der Ausweisung 
eines neuen Baugebietes einen Flächen- 
abzug von mindestens 30 Prozent brau- 
che. Es seien ,,Larifari-Rechnungen", die 
der Bürgermeister mit seinen Planungs- 
und Infrastrukturkosten aufmache. Den 
Abschlag von 30 Prozent braucht die Ge- 
meinde, um die notwendigen Infrastruk- 
tureinrichtungen wie Straßen und Geh- 

wege zu schaffen. Außerdem soll ein Teil 
des Planungsgewinnes abgeschöpft wer- 
den, der den Eigentümern dadurch ent- 
steht, dass ihr Grund und Boden zu Bau- 
land wird. 

Der Grund für diese zum Teil wüten- 
den Äußerungen waren die Vorschläge 
zur künftigen Baulandpolitik, die der Ge- 
meinderat zuvor diskutiert hatte. Die 
Gemeinderäte Lioba Himmelsbach 
(Frauenliste), Alfred Staudinger (NL) 
und Heinz Nikola (FWG)  hatten die Aus- 
sprache beantragt und ein paar Fragen 
aufgeworfen. Wie solle sich die Einwoh- 
nerzahl von Gottenheim in den nächs- 
ten Jahren entwickeln? Wie lange müsse 
ein neues Baugebiet vorhalten? Soll un-  
kontrollierter Verkauf von Bauland zuge- 
lassen werden? Sollen auch einkom- 
mensschwächere Bürger Bauland erwer- 
ben können. Müssen neue Baugebiete 
kostenneutral sein und reicht die Infra- 
struktur der Gemeinde für die neu hin- 
zukommenden Einwohner? Diese Fra-
gen arbeiteten die Rate nach und nach 

ab, doch es ging in der Diskussion immer 
wieder um Steinacker/Berg. 

Dies kritisierte insbesondere Harald 
Schönberger (FBL): „Wir führen eine 
Scheindiskussion. Es wurde eh gesagt, 
dass es in den nächsten 15 Jahren nur 
Steinacker/Berg als Baugebiet geben 
wird". Man solle sich doch auf die 
Grundsätze beschränken und keine kon- 
kreten Zahlen diskutieren. Über die 
Grundsätze herrschte dann auch weitge- 
hend Einigkeit im Gremium. Die Ge- 
meinde solle in den nächsten Jahren 
maßvoll wachsen, und zwar aus sich 
selbst heraus. 

Von 1984 bis 1994 ist die Einwoh- 
nerzahl laut Sitzungsvorlage von 2 159 
auf  240 1 gestiegen. In der Folgezeit aber 
beinahe konstant geblieben. 2002 zählte 
Gottenheim 2456 Einwohner. Der 
Grund für den nur geringen Anstieg lie- 
ge darin, so Bürgermeister Schwennin- 
ger, dass es nach der Fertigstellung des 
Baugebiets Au IV keine neuen Baugebie- 
te mehr gegeben habe. Ein behutsames 

Anwachsen auf rund 3000 Einwohner 
könne Gottenheim durchaus vertragen, 
so der Tenor im Rat. 

Das neue Baugebiet Steinacker/Berg 
verfügt über etwa 10 Hektar und solle 
nun mindestens für die nächsten 15 Jah- 
re ausreichen, was, so der Bürgermeis- 
ter, kein Problem darstelle, weil die Ei- 
gentümer laut einer Umfrage der Ver- 
waltung erst nach und nach bauen wol- 
len. Die Gemeinderäte waren sich auch 
einig, dass das Baugebiet für die Gemein- 
de kostenneutral bleiben soll. 

Die Infrastruktur reiche aber für die 
erwarteten 600 bis 700 neuen Einwoh- 
ner zum Teil nicht aus, war sich der Bür- 
germeister sicher. Daher müssten die 
die Eigentümer mit einem Flächenabzug 
von rund 30 Prozent rechnen, eventuell 
komme noch eine Infrastrukturabgabe 
hinzu. 

In anderen Gemeinden seien bis zu 
40 Prozent ganz normal, daher verstehe 
er, so Schwenninger, den geäußerten 
Unmut nicht. 
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